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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Gila Altmann (Aurich), Volker Beck (Köln), Albert Schmidt 
(Hitzhofen), Andrea Fischer (Berlin), Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn), 
Halo Saiboid und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zu der Beratung der Großen Anfrage der Abgeordneten Volker Beck (Köln), 
Andrea Fischer (Berlin), Kerstin Müller (Köln), Dr. Antje Vollmer und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DiE GRÜNEN 
- Drucksachen 13/3931, 13/5595 - 


Gieichstellungs- und Antidiskriminierungsregeiungen und gesetzliche 
Konsequenzen aus dem Benachteiligungsverbot für Behinderte im Grundgesetz 


Der Bundestag wolle beschließen: 


1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Das Benachteiligungsverbot des Grundgesetzes in Artikel 3 Abs. 3 
Satz 2 eröffnet den Menschen mit Behinderung neue Möglichkei- 
ten, Gleichstellung und Diskriminierungsschutz für Behinderte in 
Deutschland durchzusetzen. Neben den Diskriminierungen ge- 
genüber Behinderten im privatrechtlichen Bereich (z.B. Reise-, 
Versicherungs-, Bewirtungs- und Mietverträge) stoßen die ca. 8 
Millionen Behinderten in Deutschland im alltäglichen Leben 
ständig auf strukturelle Diskriminierungen. Die Behinderten- 
pädagogik spricht sogar davon, daß nicht die körperlichen, geisti- 
gen oder seelischen Beeinträchtigungen Behinderung verursa- 
chen, sondern gesellschaftliche Strukturen die Menschen mit 
Beeinträchtigungen an der umfassenden gesellschaftlichen Teil- 
habe behindern. Gehbehinderten und Rollstuhlfahrern stellen sich 
beispielsweise unüberwindliche Stufen zu öffentlichen Gebäuden 
(Schulen, Hochschulen, Bibliotheken, Arbeitsämter und andere 
Behörden) in den Weg. Verkehrsmittel sind für diese behinderten 
Menschen oft nicht benutzbar. Blinde und hochgradig Sehbehin- 
derte erhalten keine akustischen Hüfen auf Bahnhöfen, an Halte- 
stellen und an Ampelanlagen. Gehörlose oder schwerhörige Men- 
schen werden auf Bahnhöfen, an Haltestellen, in Zügen und 
anderen Verkehrsmitteln nicht durch Schrifttafeln von den ihnen 
nicht zugänglichen Lautsprecheransagen informiert. 

Im Straßenverkehr sind überall Barrieren aufgebaut, die Sehbe- 
hinderten und Blinden ein selbständiges Teilnehmen am Fußgän- 
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gerverkehr unmöglich machen (Begrenzungspfähle, auf Gehwe- 
gen parkende Autos, Fahrradverkehr auf Gehwegen, Treppenstu- 
fen ohne seitlichen Handlauf usw.). Für Gehbehinderte ist die 
Grün-Phase der Fußgängerampel häufig zu kurz geschaltet, so daß 
sie nicht sicher über die Fahrbahn gelangen können. Bordstein- 
höhen, fehlende Bordsteinabsenkungen und Stufen machen Roll- 
stuhlfahrern die selbständige Teilnahme am öffentlichen Leben 
unmöglich. 

Die Reise- und Bewegungsfreiheit wird durch nichtbehinderten- 
gerechte Verkehrsmittel eingeschränkt. Immer noch werden Fahr- 
zeuge gebaut und zum Betrieb zugelassen -Busse, Straßen-, Stadt- 
und U-Bahnen, Eisenbahnwagen bis hin zur neuen Generation 
des Intercity-Expresses (s. Petition 5-12-12-931-54020) -, die für 
Rollstuhlfahrerinnen und -fahrer, für Sinnesbehinderte und Geh- 
behinderte ohne fremde Hilfe nicht benutzbar sind. Beispiele in 
anderen Ländern (Skandinavien, USA) zeigen, daß behinderten- 
gerechte Lösungen wie z. B. ein im Eisenbahnwagen integrierter 
Ausstieg für Rollstuhlfahrer keine technischen Probleme mehr dar- 
stellen. Der Bau behindertengerechter Waggons muß der Gesell- 
schaft wichtiger sein als die technische „Überrüstung" für 
Geschäftsreisende und für die Unterhaltung der Fahrgäste 
(Laptop-Anschlüsse und Fernsehmöglichkeiten an jedem Sitz- 
platz). Es mangelt an der Bereitschaft des Gesetzgebers, der zu- 
ständigen Ministerien, der verantwortlichen Firmenleitungen, der 
Konstrukteure und der Designer, Behinderte als Nutzer öffentli- 
cher Einrichtungen und Verkehrsmittel als „normale" Teilnehmer 
am öffentlichen Leben zu berücksichtigen. Entsprechende ge- 
setzliche Vorgaben über Konstruktion und Betrieb von Verkehrs- 
mitteln, für den Straßenbau und den Bau von Gebäuden, verbun- 
den mit der Auflage, bei nichtbehindertengerechter Ausführung 
die Inbetriebnahme zu verweigern, würde mit den Barrieren für 
Behinderte im öffentlichen Raum endlich Schluß machen. 

Diese, nur an einigen Beispielen auf gezeigte strukturelle Diskri- 
minierung widerspricht dem Verfassungsgebot „ Niemand darf we- 
gen seiner Behinderung benachteiligt werden. " (Artikel 3 Abs. 3 
Satz 2 GG). 

„Der Genuß von Grundrechten oder anderen subjektiven Rechten 
darf nicht durch Zugangsbarrieren faktisch vereitelt werden, die 
auf die Behinderung zurückzuführen sind. Bei verfassungsrecht- 
lich verankerten Zugangsrechten bedeuten faktische Nutzungs- 
erschwerungen eine Beeinträchtigung eines vorgegebenen, dem 
Grundrecht des Artikels 3 Abs. 3 Satz 2 GG vorausliegenden An- 
spruches, die einer besonders strengen Verhältnismäßigkeitsprü- 
fung zu unterziehen ist. Bei der Abwägung zwischen dem Auf- 
wand einer behindertengerechten Ausgestaltung und der Schwere 
der faktischen Zugangsbeeinträchtigung kommt dem Benachtei- 
ligungsverbot als objektiver Wertentscheidung spezielles Gewicht 
zu." (M. Herdegen: Der neue Diskriminierungsschutz für Behin- 
derte im Grundgesetz. Hrsg. v. Beauftragten der Bundesregierung 
für die Belange der Behinderten, Juni 1995, S. 31) 

Umfangreiche Mehrkosten entstehen der Gesellschaft nur dort, wo 
beim Bau oder bei der Konstruktion von Gebäuden und Fahrzeu- 
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gen eine behindertengerechte Planung und Ausführung versäumt 
wurde und entsprechend nachgerüstet werden muß. Existieren 
klare, eindeutige Richtlinien und Vorgaben, sind die finanziellen 
Mehraufwendungen für behindertengerechte Verkehrsmittel, 
Straßen und öffentliche Gebäude verhältnismäßig gering. 

Den Menschen mit Behinderung mehr Mobilitätschancen in der 
Gesellschaft einzuräumen, ist verfassungsrechtlich durch das Be- 
nachteiligungsverbot des Artikels 3 Abs. 3 Satz 2 GG dem Ge- 
setzgeber aufgegeben. Darüber hinaus dient eine behindertenge- 
rechte Normierung des Verkehrs nicht nur den 8 Millionen 
Behinderten, sondern auch alten Menschen, Kindern und Müttern 
mit Kinderwagen. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

Die Bundesregierung soll im Rahmen eines Antidiskriminierungs- 
gesetzes für Behinderte oder in anderen Gleichstellungsregelun- 
gen im Bereich des Verkehrswesens zur Gewährleistung der Mo- 
bilität von Menschen mit Behinderung folgende rechtliche Schritte 
unternehmen: 

1. Einen Gesetzentwurf vorzulegen bzw. eine Rechtsverordnung 
zu erlassen, der/die den behindertengerechten Bau und Be- 
trieb von Verkehrsmitteln im öffentlichen Personennah- und 
Fernverkehr regelt, 

a) die die für den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) 
vorgesehenen Verkehrsmittel (Busse, Straßen-, Stadt- und 
Untergrundbahnen) erst dann zum Betrieb zuläßt, wenn sie 
den Vorschriften zum Bau behindertengerechter Fahrzeu- 
ge für den ÖPNV entsprechen, um insbesondere den be- 
hindertengerechten Ein- und Ausstieg (möglichst niveau- 
gleiche Türschwelle und Bordsteinhöhe), Rollstuhlplätze 
im Innenraum, das akustische und visuelle Anzeigen der 
Stationen sowie der Ausstiegsseite zu gewährleisten; 

b) die die für den öffentlichen Personennah- und Fernverkehr 
vorgesehenen Eisenbahnwagen erst dann zum Einsatz frei- 
gibt, wenn sie den Vorschriften zum Bau und zur Nutzung 
behindertengerechter Waggons für den öffentlichen Per- 
sonennah- und Fernverkehr entsprechen, um insbesonde- 
re den behindertengerechten Ein- und Ausstieg (möglichst 
niveaugleiche Türschwelle und Bahnsteighöhe, minde- 
stens aber eine im Wagen integrierte Ausstiegshilfe), aus- 
reichende Rollstuhlplätze im Innenraum, das akustische 
und visuelle Anzeigen der Stationen und der Ausstiegssei- 
te sowie behindertengerechte Toiletten zu gewährleisten; 

2. die Bauvorschriften für Bahnhöfe und Haltestellen so zu ge- 
stalten, daß Blinde, Sehbehinderte, Gehörlose und Schwer- 
hörige, Rollstuhlfahrer und andere Gehbehinderte sich ohne 
fremde Hilfe orientieren und zielgerichtet bewegen können. 
Insbesondere sind in einer solchen Rechtsvorschrift rollstuhl- 
gerechte Aufzüge mit akustischer Ansage, taktile Leitsysteme 
(einschließlich Bahnsteigkante) für Blinde, farbige Markierun- 
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gen der Bahnsteige für Sehbehinderte, akustische und visuel- 
le Ansagen von Informationen, rollstuhlgerechte Schalter- und 
Fahrkartenautomatenhöhen und Fahrkartenautomaten mit 
akustischer Bedienungshilfe sowie Handläufe bei Treppen und 
farbige Markierung der ersten und letzten Stufe verbindlich 
vorzuschreiben; 

3. in den Bauvorschriften für Gehwege eine behindertengerech- 
te Gestaltung zu verankern, die insbesondere Bordsteinabsen- 
kungen (bis auf 3 cm - für Blindenstöcke noch ertastbar), tak- 
tile Leitsysteme für Blinde, optische Markierungen für 
Sehbehinderte vorsieht. 

In der Straßenverkehrsordnung das Parken von Autos, das Auf- 
stellen von Begrenzungspfählen und das Radfahren auf dem 
Gehweg für Erwachsene zu verbieten und die Aufstellung von 
Straßenmöbeln wie Bänke und Plakatsäulen nur auf dem Zu- 
satzstreifen neben dem Fußweg zu erlauben; 

4. für Verkehrsampeln einen behindertengerechten Mindest- 
standard festzulegen, der Grün- und Rotphasen auch akustisch 
anzeigt und die Dauer der Grünphase so schaltet, daß Gehbe- 
hinderte noch sicher über die Fahrbahn gelangen können so- 
wie die zur Ampel gehörende Überquerung der Fahrbahn 
durch optische Markierungen und eine taktile Leitrinne für 
Bünde auszustatten; 

5. die Planung und Gestaltung von Taxiständen rechtsverbind- 
lich so festzulegen, daß bordsteinkantenfrei ausreichend Platz 
zum Ein- und Ausstieg für behinderte Menschen (insbesonde- 
re RoUstuhlfahrer) gewährleistet ist und durch optische und 
akustische Signale die Taxistände gekennzeichnet sind; 

6. in den Bauvorschriften für Radwege Rollstuhl- oder Dreirad- 
fahrer (Breite ihrer Fahrzeuge) als Nutzer zu berücksichtigen, 
Radwege von Gehwegen nicht nur durch die Farbe oder an- 
deren Bodenbelag zu markieren, sondern durch eine mit dem 
Blindenstock tastbare Kante (Mindesthöhe 3 cm) vom Gehweg 
abzutrennen sowie Zebrastreifen als Fußgängerschutzwege 
von der Fahrbahn über den Radweg bis zum Gehweg heran- 
zuführen; 

7. in die Richtlinien für die Sicherung von Arbeitsstellen an 
Straßen (RS A) zum Schutz von Menschen mit Behinderung auf- 
zunehmen, daß Baustellen mit optischen und akustischen Sig- 
nalen so abzusichern sind, daß behinderte Menschen sie ge- 
fahrlos und in ausreichendem Abstand umgehen können; 

8. im Verkehrsrecht sämtliche taktilen und optischen Markie- 
rungen sowie akustische und visuelle Signale im Straßen- und 
Eisenbahnverkehr bundeseinheitüch zu verankern; 

9. Fördermittel des Bundes für die Entwicklung neuer Verkehrs- 
mittel und die Gestaltung von Bahnhöfen sowie Rad-und Geh- 
wegen nur dann zu bewilügen, wenn die Projekte eine behin- 
dertengerechte Ausführung vorsehen; 

10. jährüch einen Bericht durch den Beauftragten für die Belange 
der Behinderten über die Fortschritte bei der Weiterentwick- 
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lung und die noch bestehenden Defizite bei der Umsetzung ei- 
nes behindertengerechten Verkehrs in Deutschland dem Par- 
lament vorzulegen. 


Bonn, den 11. Februar 1998 

Gila Altmann (Aurich) 

Volker Beck (Köln) 

Albert Schmidt (Hitzhofen) 

Andrea Fischer (Berlin) 

Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn) 

Halo Saibold 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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